
Walter Serif über die
lehren aus dem

-Radikalenerlass

Kretschmann
ist befangen

orte des Bedauerns, eine
indirekte Entscht,Ildigung

aberkeine Entschädigungfür die
Opfer des Radikalenerlasses.
Baden-Württembergs Minister
präsidentWmfried Kretschrnarin
hat nachquälenden~onatendes
Schweigens endlich auf die Hei
delberger Studie reagiert, die die
Landesregierungselbst inAuftrag
gegeben hatte. Ob sich die Betrof
fenen mit denAusführungen in
Kretschmanns Briefzufrieden,
geben, wird der Ministerpräsi
dent am 8. Februar erfahren - .
dann lädt er die Initiativgruppe
,,40 Jahre Radikalenerlass" in die
Staatskanzlei ein. Das ist eirre 
schöne Geste, aber schon der
Name der Initiative zeigt, wie viel
Zeit die Politik verplempert hat,
um sichmitjenemdüsterenKapi
tel zubefassen. III den 1970erJah
renwurde japraktisch eine ganze
junge Generation unter den
Generalverdacht des Linksextre
mismus gestellt.

Besonders schlimmwurde der
Radikalenerlass im Südwesten
umgesetzt. Dortdurchleuchteten
die Behörden mit blindem Eifer
die Bewerberfürden öffentlichen
Dienst. Am Ende gab es nur
200 Berufsverbote. Die Mittel, die
der Staat einsetzte, waren also
völlig unverhältnismäßig, wie die
Studie beweist, aus der Kretsch
mann ausführlich zitien. Außer
demstandfür die strammkonser
vative Landesregierung damals
der Verfassungsfeind nur links.

Dass Kretschmann,zwar ange
messene Worte gefup.den hat,
aber leider eine Entschädigung
ablehnt, liegtweniger daran, dass
er Rücksicht aufden Koalitions
partner eDU nehmen will. Der
Ministerpräsident fühlt sich in
der Sache wohl befangen. Er war
damalsalsMaoistselbsteinOpfer
des Radikalenerlasses, hatte aber
das Glück, dass ihmder staatliche
Schuldienst nur für kurze Zeit
verwehrt blieb. Vielleicht traut
sich Wmfried Kretschmann aus
diesen persönlichen Gründen.
nicht, ohne Wenn und Aber zu . 
sagen: Der-Staat hätte den Radi
kalenerlass nie anwendendürfen.
Dadurch hat er bei vielen Men-,
schen Vertrauen verspielt und
den Opfern persönliches Leid
zugefügt. Auch die "wehrhafte
Demokratie" rechtfertigt keinen
überwachungsstaat. .


